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6. Sechster Klagegrund: Verstof$ gegen die Art. 18 und 24 Abs.
4 AEUV, Art. 22 der Charta der Grundrechte der Europii-
schen Union, Art. 2 der Verordnung Nr. 1/58 und Art. 1d
Abs. 1 und 6 des Beamtenstatuts

— Indem vorgesehen sei, dass die Teilnahmeantrdge ver-
pflichtend auf Englisch, Franzosisch oder Deutsch einge-
reicht werden miissten und das EPSO den Bewerbern in
derselben Sprache die Mitteilungen tiber den Ablauf des
Auswahlverfahrens zuschicke, werde das Recht der euro-
pdischen Biirger verletzt, mit den Organen in der eige-
nen Sprache zu kommunizieren, und es werde eine wei-
tere Diskriminierung zu Lasten derjenigen eingefiihrt, die
keine ausreichenden Kenntnisse dieser drei Sprachen hit-
ten.

7. Siebter Klagegrund: Verstof gegen Art. 296 Abs. 2 AEUV
(Begriindungsmangel) und den Grundsatz der Verhiltnis-
mifigkeit, sowie Verfilschung der Tatsachen

— Die Kommission habe die Beschrinkung auf die drei
Sprachen mit dem Erfordernis begriindet, dass die neu
Eingestellten sofort in der Lage seien, sich innerhalb der
Organe zu verstindigen. Diese Begriindung verfilsche
die Tatsachen, da nicht ersichtlich sei, dass die drei frag-
lichen Sprachen die fiir die Kommunikation zwischen
verschiedenen Sprachgruppen innerhalb der Organe die
am meisten genutzten seien. Dartiber hinaus sei die Be-
griindung unverhaltnismafig in Bezug auf die Beschrin-
kung eines Grundrechts wie desjenigen, nicht aufgrund
der Sprache diskriminiert zu werden. Es gebe ndmlich
weniger restriktive Methoden, um eine rasche Kommuni-
kation in den Organen sicherzustellen.

Rechtsmittel, eingelegt am 25. Mirz 2013 von der
Europiischen Kommission gegen das Urteil des Gerichts
fiir den offentlichen Dienst vom 15. Januar 2013 in der
Rechtssache F-27/11, BO/Kommission
(Rechtssache T-174/13 P)
(2013/C 164/34)

Verfahrenssprache: Franzosisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelfiihrerin:  Europdische Kommission (Prozessbevoll-
machtigte: J. Currall und D. Martin)

Anderer Verfahrensbeteiligter: BO (Amman, Jordanien)

Antrige

Die Rechtsmittelfithrerin beantragt,

— das Urteil des Gerichts fiir den o6ffentlichen Dienst vom 15.
Januar 2013 in der Rechtssache F-27/11, BO/Kommission,
aufzuheben;

— die von BO in der Rechtssache F-27[11 erhobene Klage
abzuweisen und ihn zur Tragung der Kosten des ersten
Rechtszugs zu verurteilen;

— zu entscheiden, dass jede Partei ihre eigenen, durch den
vorliegenden Rechtszug entstehenden Kosten trigt.

Rechtsmittelgriinde und wesentliche Argumente

Die Kommission stiitzt ihr Rechtsmittel auf einen einzigen
Rechtsmittelgrund, mit dem sie einen Verstofs gegen Art. 19
der Gemeinsamen Regelung zur Sicherstellung der Krankheits-
fursorge fiir die Beamten der Europdischen Union und gegen
Punkt 2.5 in Titel Il Kapitel 12 (,Transportkosten®) des Be-
schlusses der Kommission vom 2. Juli 2007 zur Festlegung
der allgemeinen Durchfithrungsbestimmungen fiir die Erstattung
der Krankheitskosten geltend macht, da das GOD iibersehen
habe, dass die Erstattung der Transportkosten nach dem ge-
nannten Punkt 2.5 zwingend ausgeschlossen sei.

Klage, eingereicht am 28. Miirz 2013 — Moallem Insurance/
Rat

(Rechtssache T-182/13)
(2013/C 164/35)
Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klagerin: Moallem Insurance Co. (Teheran, Iran) (Prozessbevoll-
michtigter: Rechtsanwalt D. Luff)

Beklagter: Rat der Europdischen Union

Antrige

Die Kldgerin beantragt,

— Nr. 18 des Anhangs des Beschlusses 2012/829/GASP des
Rates vom 21. Dezember 2012 zur Anderung des Beschlus-
ses 2010/413/GASP iiber restriktive Manahmen gegen Iran
(ABL. 2012, L 356, S. 71) fiir nichtig zu erklaren;

— Nr. 18 des Anhangs der Durchfihrungsverordnung (EU) Nr.
1264/2012 des Rates vom 21. Dezember 2012 zur Durch-
fihrung der Verordnung (EU) Nr. 267/2012 iiber restriktive
Mafinahmen gegen Iran (ABl. 2012, L 356, S. 55) fiir nich-
tig zu erkldren;



	Rechtsmittel, eingelegt am 25. März 2013 von der Europäischen Kommission gegen das Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst vom 15. Januar 2013 in der Rechtssache F-27/11, BO/Kommission  (Rechtssache T-174/13 P)
	Klage, eingereicht am 28. März 2013 — Moallem Insurance/ Rat  (Rechtssache T-182/13)

